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Bei dem herannahenden Ende des Viertel-
jahres ersuchen wir unsere Leser um rechtzei-
tige Erneuerung ihres Abonnements, damit

ie das Blatt ohne Unterbrechung regelmaßig

LorterhaltenGleichzeiltickgstersgizchgnewtixniänfeäee er dur rö tmö i e er r
»

-

serses«Blatckkesgdsämselzbenihre Unterstutzung
zukommen zu lassen.

» » · · » «

Ueber etwaige Unregelmaßigkeiten in der
Zustellung unseres Blattes ersuchen wir, bei

dem betreffenden Spediteur oder der betref-
fenden Postaiistalt Beschwerde zu führen, da

wir von hier aus unser Blatt regelmaßig ver-

senden.

Die konservativePartei und die rothe
Reaktion.

Unser altes PreußischesLied sagt»:·»NichtRoß, nicht
Reisige sicherndie steileHöh’,wo Fursten stehn.«Was
von den Fürstengilt, das gilt doch auch von der Re-

gierung, die ein Fürst über sein Land gesetzthat. Das

wissen auch unsere jetzigenMinister. Sie sehen, daß
die bloßeFurcht vor Soldaten und Beamten nicht ein-

mal in Rußlandausreicht; wie sollte siedenn in Preußen
ausreichen,wo, Gott sei Dank, bei weitem die meisten
der Soldaten und Beamten nochnicht vergessen haben,
daß ,sie eben so ut zum Volke ehören,wie jeder an-

dere Mensch im Zaude.Unser Lied sprichtdann weiter
von der »Liebe des freien Mannes«, und diese Stütze

lant man· jetzt, wie es scheint, in der sogenannten
onservativen Partei gefundenzu haben.

Uns aberscheintdiese Stütze sehrLchwach
denn die

konservattvePartei ist nicht nur eine se r gebrechli e,
sie ist auch eme sehr gefährliche Bundesgenosin.
Sie gleicht jenemAegyptischenRohrstabe,von welchem
der Prophet im alten Testamentesagt, daß er die Hand
dessendurchbohrt,der sich»auf ihn stützenwill. Freilich,
Wetm blos die gegenwärtigenMinister dabei zu Schaden
kämen,so wäre das ihre Sorge und nicht die unjri e.

Wir sind nicht ihre Vormünder,eben so wenig, wie sie

die unsrigen sein sollen. Aber die Sache geht auchuns sehr
nahe an; denn die Bundesgenossenschaft der kon-

servativen Partei mit der jetzigen Regierung
scheint eine schwere Gefahr für das ganze Land
und für jeden unter uns, der von seinem Eigen-
thum und seiner ehrlichen Arbeit leben will,
herauf zu beschwören.

Wem das bis jetzt noch nicht klar gewesen ist, dem
werden die Augen schonaufgehen, wenn er die Reden
der Konservativenund Liberalen liest, die am 11., 14.

und 15. Februar über das sogenannteKoalitions-

rechtoder vielmehr über das Verhältniss unserer
Ae eiter zu den«Arbeitgeber-n im Abgeordnetenhause

gehaltenworden sind.«) Wer es noch nicht gewußthat«er wird wenigstens aus diesen Reden erfahren, aß
manche konservativeParteiführerin ihrem Eifer sich
schonseit längererZeit alle erdenklicheMühe geben,die
Arbeiter gegen die Arbeitgeber aufzuhetzen,
zunächstin den Städten und dann natürlichauch auf
dem Lande. Und diese Hetzer sind Leute, die zu der

konservativen Partei gezähltwerden, und zum Theil

zuhihrenHauptführern
und ihren Hauptrednern

ge oren.

, Wir dürfenaber Niemand Unre t thun, und

sicherlichauchnicht der konservativenPartei, Wir räumen

ahergern und aus freien Stücken ein, daß die Mit-

glieder»dieser Partei, wenn man jeden Einzelnen
sur sich betra tet, fast lauter ganz unschädliche
Leute sind. Gefä rlich werden sie nur in ihrer Ge-

sammtheit und nur durch gewisseFührer- dIe zugleich
ihre Verführer sind. Denn einzeln»genommen sind
sie meist nur Leute, denen nichtsuberihre eigene
Ruhe und Bequemlichkeitgeht.»Sie möchten«daher,
daß in der ganzen Welt Alles beim Alten bliebe, gerade
so, wie es u GroßvatersZeiten gewesenist. Am meisten
ärgernsielich,daßsie

in Staats-, Kreis- und Gemeinde-

angelegenheitenselbt Hand an’s Werk legen sollen,statt,
wie ehedem, die Beamten für sie sorgen zu lassen,und

I) Die betreffenden Verhandlungen find jetzt in jedem Buch-
laden für 5 Silbergroschen zu haben.



daß gar ihr klügererNa bar, der dochnur ihres Gleichen
ist, auch sein Wort mitre et, währendsie selbstden Mund

nicht aufthun können,ohne von gescheuterenLeuten aus-

gelacht zu werden. Diese guten Konservativen würden
wohl sicherlichdas Wasser nicht tcüben,·wenn es nicht
gewisseSchlauköpfeim Lande gäbe, die ihre Einfalt
ich zu Nutze zu machen verstehen Diese Schlau-
köpfe sind die Herren von der rothen Reaktion.

Die rothen Reaktionäre sind es, welche die kon-

servative Partei in ihrer Gesammtheit zu einer Ge-

fahr für das Land, und»damitnatürlichnicht blos für
die freisinnigeMehrheit im Lande, sondern eben so auch
für jeden einzelnen Anhängerder konservativenPartei
selbst gemachthaben. Das geht aber so zu:

Die rothen Reaktionäre sind keine eigentliche
politischePartei. Sie sind nur eine ziemlichbunt zu-
sammengewürfelteGesellschaftvon Leuten, die es sich in
den Kopf gesetzthaben, um jeden Preis und mit allen
nur erdenklichenMitteln die Herrschaft im Lande an

sich zu bringen. Sie wollen allesammt großeHerren
werden, die Einen aus Begierde nach eitler Ehre; die
Anderen aus Begierde nach Geld und Wohlleben. Um
diese Zwecke zn erreichen, haben sie sich zuerst bei den

Konservativen eingeschlichen.Sie haben ihnen vor-

geredet, daßsie allem im Stande wären,Ruhe und
Ordnung im Lande zu erhalten, und alle die schlimmen
Neuerungen abzuwehren,die sonst aus der Verfassung
vom Jahre 1850 hervorgehenwürden. Die Konserva-
tiven waren leichtgläubiggeuu , um

durchsolche Redens-
arten sich beschwindeln zu las en. Sie agten zu allem

Ja, was die Rothen von ihnen verlangten, und diese
konnten nun nicht blos als die Wortführer,sondern auch
als die Häupter der konservativenPartei vor aller Welt

sichbreit machen. Mit Vergnügengriffen sie das Wort

Wi- daß sie »eine zwar kleine, aber mächtigePartei-«z»
wären« Zunächst gebekdekensie sich dann als die einzig
wahren, aber auch starken Freunde der Krone, wenn

die Krone sie nur gewähren lassen wollte.

Ferner sprachensie zu den höchsten,wie zu den niedrig-
sten Beamten: »Seht, wir sind mächtigeLeute, wenn

Jhr uns zu Willen seid, dann werden wir schondie
Mittel und Wege finden, um Jeden von Euch in seinem
Kreise zum unbedingten Gebieter über Bürger und
Bauern zu machen. Auch werden wir jeden von Euch
je nach den Diensten,die« er uns leistet, zu einem

besseren und einträglicherenAmte verhelfen.«Zu den

Adligen und Rittergutsbesitzernaber sagten sie: »Folgt
unserer Fahne, und Euchsollendie besten und fettesten
Aemter in Militär Und Zivil zufallen, und die Bauern
und Jnstleute und Tagelöhner auf Euren Gü-
tern sollen Euch wieder frohndeu und sollen
Eure nnterthäniqsten Knechte werden, wie in
der guten altenZeit der Leibeigenschaft.« Zugleich
redeten sie zu unseren Geistlichen also: Predigt nur

Euren Gemeinden »vor,daß ein konservativer Guts-

herr nnd ein konservativer Landrath jedesmal ihre
von dem lieben Gott selbst ernannte Obrigkeit
ist; predigt ihnen nur vor, daß sie an die Worte der

- wi-nnen.

konservativen Blätter eben so glauben müssen als

wenn sie in der Bibel ständen,und wir werden«schon
dafur sor en, daßEure Gemeinden Euch in allen
Stucken, in geistlichenwie in weltlichenDingen,gerade
so gehorchensollen,·als ob der liebe Gott selbstaus

EuremMundezu ihnen redete.« Vor Allem aber dräng-
ten die rothen ·R·eaktionäre

«

an die Soldaten
und besondersdie Offcziere »Tretet für die konserva-
tive Partei unter allen Umständen-ein,(so sprachen-sie
zu ihnen)und kehrt Euch nicht daran, auch wenn der
König selbst einmal ein liberales Ministerium ernennen

sollte. Thut Ihr, wie wir Euch heißen,so sollt Jhk
die Herren im Lande sein, und kein Bürger und Bauer
soll sich unterstehen dürfen, gegen Euch auch nur zu
mucksen.«

.

·

Mit solchenReden und Vekahrungenhaben denn
die rothen Reaktionäke seit Ende des Jahres 1848, be-

sondersaber seit 1850 Manches erlangt, abernoch lange
nicht Alles, was sie wünschen,denn glucklicherWeise
fanden sie doch nur bei einem verhältnißmäßignicht
großemTheile unserer Beamten und Geistlichen,unseres
Adels und unserer Rittergutsbesitzer, unserer Osfiziere.

und Soldaten ein bereitwilliges Gehör. Aber hätten
sie auch mehr gefunden, so können sie den Staat doch
nicht nach ihrem Gutdünken beherrschen,»

so lange das

Abgeordnetenhausnicht in ihren Handen ist. Da geht
denn all ihr Sinnen und Trachten darauf, die

Mehrzahl der Wählerini Lande für sich zu ge-
Sie suchen Zieheinen Anhang:s-umer«denen-;

die eigentlich nicht zur onservativen Partei, geschweige
denn zu der ihrigensichzählen. So versuchtensie es

zuerst mit denjenien Handwerksmeistern,denen noch
der alte Zun tzopf gintenhän t. Aber alle Welt weiß,
wie lächerli die Brüderscha in der Luft verpuffte,
die sie mit Meister Pause und· Gen-

« »,.-Heschlq.ssen
hatten. Deshalb haben sie denn ein an eres Manöver
Versuche das zwar auch lächerlichgenug, aber dabei
im höchstenGrade gefährlich ist« Dieses Manöver
ist vorzugsweise in den Debatten vom 11., 14, Und
15. Februar aufgedecktworden. Wir werden nächstens-«
ausführlichdarauf zurückkommen.Für heute nur so viel:

Die rothen Reaktionäre habenin vollem Einklang
mit jenen falschen Demokraten, die«man auchrothe
Republikaner nennt, den Arbeitern einzuredengesucht,
daß es Thorheit sei, wenn sie dächten,Ihre LagedurgSparsamkeit, Fleiß, Erweiterung ihrer Kenntnisseu
freie Genossens aften selbstverbessernzU konnens »W0llt
Jhr es gut ha en«, sagten sie zU»IhI,IeU-»so Seht MIt

uns Hand in Hand. Die Kapitalistenwollen Euch
keinen Kredit geben. Wir aber-»Werdendafürsorgen-
daß der Staat Euch das,»Nothlge Geld giebt-
damit Ihr allein Fabriken und-Werkstatte11
anlegen könnt.« Wenn sie aber heute so zU den

städtischenArbeitern
söorechetyso werden sie mmkgen auch

zu den ländlichenAr eitern sa en müssen: »Tretet auf
unsere Seite, und der Staat sollJedem PVUEuchein
Stück Acker geben, großgenug, daßJht UJchtmehr fut
den Bauer und den Gutsbesitzerzu arbeiten braucht.«



Natürlichdenken sie jetzt noch nichtdaran-»IhrVer-

sprechenzu halten, und wenn sie»daran dachten,so
Würde alles Geld und aller Acker im »Landenicht aus-
reichenUm auch nur den zehnten Theil aller Ansprüche

zu befiiedie .
Aber gesetzt,deUFall, es wäre eine

größereZagtvon Arbeiternin Stadt und Land ver-

blendet qug-.M em? sp grobe Falle zU gehen; gesetzt
den Fass,es ließendie anderen Klasen der Bevölkerung

durch die Drohungen der Volksverfuhrkrund durch die

Tumulte der Verführten sich so einschuchtern,daß das

nächsteMal wirklich die Mehrheit im Lande konservativ
wählte:was würde die Folge davon sein? Natürlich
keine andere, als daß die Herren von der rothen Re-

aktion aus Furcht vor ihren drohenden Bundesgenossen
es mit Hülfe des Herrenhausesund des dann auchkonser-
vativen Abgeordnetenhauseswurden durchsetzenmussen,«idaß
wenigstensein größererVersuch mit Staatsunterstutzum
gen und Ackervertheilungengemachtwerde. Das ware

an sich schon Unglückgenug. Aber das Schlimmere
würde noch kommen. Es würden dann die, die»leer
ausgegangen sind, die gleicheStaatshülfeaus demEigen-
thum ihrer Mitbürger fordern, und da sie die nicht be-

kommen könnten, so würden Aufruhr und Ver-

Wüstun und wohl gar Mord und Todtschlag
durch aPleStädte und Dörfer des ganzen Lan-

des toberr.s .·
.

»
» ·

Man tröstesich nicht damit, daß es so schlimmnicht
kommen werde. So schlimmfreilichnicht. Dazu ist
zu viel Vernunft und rechtschaffenerSinn durch alle

Klassendes Volkes, durchReich und Arm, durch Hoch
und Niedr-· -:;verbresitet-. Aber- chlirnm«..einig wird es
dennochwer en,v "we·nn—-tpisrs««esk-emalsfzu affen, - daß die

Konservativenbei den Wahlen zum Abgeordnetenhause
den-Sieg davon tra en.

Und dann beden en wir noch Eines:
Die gegenwärtigeRegierung fürchtetselbst die Um-

triebe der rothen Reaktion Aber so lang-e sie sich auf
die konservative Partei stützt,so lange kann sie
auch die rothe Reaktion nicht genugend im

Zaume halten«

Pylitisebe Wochen-schau
»

Preußen. Die direkt an die Oeffentlichkeittretende Tha-
tigkeit unserer Abgeordneten war im Laufe dieser Woche
eine sehr beschränkte.Sie beschäftigtesich, wenn wir von

der Aufhebungeiniger veralteten Gesetzesbestimmungen,die

in einein kleinen Theile der MonarchienochGültigkeithaben, ab-

sehen,vorzugsweisemit zweiPetitionen, von denen die eine die

·t·ellungder Staatsanwaltschaft betraf, und von mehr prin-
zlplellerals augenblicklichpraktischerBedeutunåsL

war. Die

zwenePetition verlan te die Aufhebung der
ucherBsetze,WelcheJetzt dem Nicht- aufmann die Aufnahme von arle-

len erschweren-Die Regierun hatte vor fünf Jahren die

Ufhebnngdleses mittelalterlichenErbstückesbeantragt: da-
mals scheiterteder Versuchan dem Widerstande

des Herren-

HausesHenke,Wo andere Personen au der Ministerbank
Wen-
ksält

die Regierung es nicht ür nothwendig, eine Ge-

setzesbetimmungabzuschassen,wel e allen vernunftgeinäßen
VolkswnkhchaftlichenAnschauungengeradezu in’s Gesicht
schlagt; le Schwärmersur alte mittelalterlicheEinrichtun-
gen, dle Hvchkonservativen,melnten, es liege im Interesse

des Grundbesitzes, daß er nur- einen beschränktenZinsfuß
ahlen dürfe,währendes docheine»mchtzu laugnendeThat-
sacheist, daß große und sehr beguterte Grundbesitzerin
ihren Kreisen den sich bildenden Vorschußkassen
beitreten, weil sie dadurch das Recht erlangen, 8

Prozent Zinsen und mehr-zu zahlen« Das Vorhan-
densein solcherThatsachenstört natürlichdie Herren von der

hochkonservativenPartei nicht.
Wie es heißt,ist die Regierung jetzt sehr eifrig ·ni·itder

Aufstellung eines Flotten ründungsplanes bescheinigt-Derselbesoll sehr weitausse)end sein und werden schon-On-
gesichts der bedeutenden Geldforderungen’,welche die Regie-
rung für die Landarmeestellt, Bedenken laut, ob es Recht
zweckmäßigsei, sich vor der Hand nur auf das U beschrän-
ken, was zur Vertheidiung unserer Küsten nothwendigsei·
Auf welche Weise die »egierungdie Mittel ür die Verwirk-

lichung ihres Flottengrundungsplanes aufo ringen gedenkt,
darüber herrscht nochgroßeUnklarheit. Das Einfachstewäre
natürlicheine Anleihe, aber diesem einfachenMittel steht die

noch einfachere Thatsache gegenüber, daß unsere Volksverm-
tung währendder Dauer des budgetlosenZustandes der Re-

gierung keine Anleihe bewilligen wird, ein Verfahren, bei
welchem sie sichdes Beifalls des gesammtenpreußischenVol-

keserfreut. Eine andereIdee, welchevielfachbesprochenwird,
ist,daßman auf die Vermehrungder Flotte, welcheja dochnicht
mit einem Schlagelssondern nur allmäliggeschehenkann, die

sahrlichenUeberschusse,welche unser Staatshaushalt ja jetzt
regelniaßigaufweist,zu verwenden gedenkt. Verlockend ist aller-
dings dieserPlan aus den erstenBlick, und wahrscheinlichist er

durch die sichereErwartung auf die Verwersun der Anleihe
hervorgerufen. Aber wenn wir auch ganz absehenvon der

Frage, ob solche Ueberschüsse auch vorhandensein
werden, wenn einige der vom Volke und von der

Volksvertretung dringend geforderten Steuer-
ermäßigungen eingetreten sind, so müssen wir doch
daraus·aufmerksammachenj wie sonderbar sich ein solcher
Plan in einem konstitutionellenStaate ausnimmt. Nach dem
Art. 99 der Verfassung ·werden die Einnahmen
und Ausgaben des preußischenStaates alljähr-
lich durch ein Gesetz sestgestellt. Wenn nun auch seit
drei Jahren durch den Verfassungskonflikt,unter dessenDruck
unsere Entwickelungleidet, ein solchesGesetz nicht zu Stande

ekommen ist, so läßt sich doch die Existenz dieses Verfas-
sungs-Paragraphennicht sortleugnen, und die berühmte
Theorie von der Lücke ist ja auch jetzt schonwieder aufge-
eben Werden»aber»Einnahmen und Ausgaben

sahrlich durchein Gesetz festgestellt, so sieht doch
wohl Jeder ein, daß pon Ueberschiissennicht eher die

Rede sein kann, als bis diese Feststellung erfolgt ist,
daß also sederFinanzplan, welcher auf die Verwendung die-

ser Ueber chussegegründetist, das Eigenthümlichehat« Mit

Summenzu rechnen, deren Größe, ja deren Vorhandensein
überhaupt,mehr als unsicher ist. Man sieht, die verlockeude
Idee , die Kammer auf solcheWeise zur Genehmlgungdes

Flottengründungsplaneszu bewe en, daß man angeblichkeine
neue Anleihe dazu verlangt»scheitertan dem einen Uebel-

stand, daß die Kammer nicht ube»rGelder verfügen
kann, von deren Vorhandensein sie nichts weiß«

.und auch nichts wissen kann. Sie scheitertaber noch
sichererdaran, daß die Volksvertretung dadurch das

Budgetrecht ihren nach drei Jahren gesetzlich ein-

tretenden Nachfolgern verkümmern nnd sie in die

La e versetzen wurde, die Budgetvorlagen der Regierung,
wese mit solchenUeberschüssenabschließen,annehmen zu

müsen, um einem vorhandenen Gesetze und möglicherweise



eingegangenen Verpflichtungenzu genügen.Durch die An-
nahme eines solchen Planes würde das Budget-
recht und damit die politische Bedeutung der

Volksvertretung auf eine Reihe von Jahren brach
gelegt werden.

· ·

Der in Pyritz zum Bürgermeistergewählte ehemalige
Bürgermeisterin Berlinchen Lansklyist nicht bestätigtwor-

den. Die Nichtbestätigungder Wa)l des Kommerzienrathes
Mas on zum unbesoldeten Stadtrath in Memel ist vom

Oberpräsidiumaufrecht erhalten worden, dagegen hat dasselbe
sich mit der Wahl des KonsulsSternberg, welcher gleich-
falls von der Regierung nicht bestätigtworden, einverstanden
erklärt. Dem in Anklam zum Schuldeputirten gewählten
Justizrath Brasche ist die Bestätigungversagt worden. In
Jnsterburg haben die Stadtverordneten wiederholt den

nichtbestätigtenRentier Doherr zum Stadtrath gewählt,
und ist derselbe jetzt bestätigt worden.

Jn der Provinz Preußen ist jetzt der Gutsbesitzer
John Reitenbach auf Plicken nicht mehr der Einzige,
welcherdie Zahlung der Steuern verweigert. Der Abgeord-
nete Frenzel hat der betreffendenBehörde angezeigt, daß
er die neue Gebäudesteuer nicht zahlen werde. Ebenso
haben sieben Hofbesitzer in Güttland, die Herren Halb e,
E. Wannow, Malzahn, Ortmann, Haaselau,
Bulke und H. Wannow dem Schulzenamt angezeigt, daß
sie die neue Grund- und Gebäudesteuererst zahlenwürden,
sobald ein Staatshaushaltsgesetzverfassungsmäßigzu Stande
gekommensei. Es sind deshalb bei i nen Pfändungenvor-

genommen worden. Auch in Marienburg haben zwei
Hausbesitzer die Zahlun der Gebäudesteuerverweigert.

Jn Bur» wo si viele Tuchfabriken befinden, haben
sich alle Fabrikanten, bis auf zwei, vereinigt, und eine neue
Fabrikordnung festgesetzt,welchem vielen Punkten das Miß-
fallen der Arbeiter erregt hat. Da die Fabrikanten erklärten,
daß jeder, der sich der neuen Ordnung nicht fügenwolle,
abgehen könne, traten die Arbeiter sämmtlichaus und so
feiern jetzt dort 1000 Arbeiter. Dieselben »enthaltenssichIe-
des Exzesses und haben sich um Abhülfe ihrer»Klagen nach
Berlin gewandt. Die Behörden von Burg ninssen»esaber

wohl nicht für möglichgehalten haben,·daßdie»Arbeitersich
stren an das Gesetz,welchesden FabrikherrenJa ebenso wie

den glrbeiternjede Koalition verbietet, halten würden, und
sie haben deshalb Militär nach der Stadt gezogen..

Nöthig
war das der Arbeiter wegen nicht, wie der Er olg zei t, denn

so weit wir die Sache bis jetzt übersehenkonnen,
von den Fabrikanten Verstöße gegen die bestehendengesetz-
lichen Bestimmungen begangen worden.

Preußen-sForderungen in der schleswigsholfteiwschen
Angelegenheit

Endlich hat die prenßischeRegierung ihr Schweigen in
der schleswig-holstein’schenAngelegenheitgebrochen. Sie hat
in einer, am 21. Februar an das Wiener Kabinet gerichteten
Depeschedie Bedingungen auseinandergesetzt,deren Annahme
sie zur Ordnung dieser Angelegenheitfur nothwendighält.
Nach Angabe von WienerBlättern, die«allerdingsnoch der

Bestätigungbedürfen, ist der Inhalt «dieserDepescheunge-
fähr folgender: »Das PreußischeKabinet glaube vor Em-

gehenauf die von Oestreichdar elegten Anschauungendie aprak-
tischenZielpunkte,welchePreußzenleiten, feststellenzu mussen.
Dazu solle die Darlegung der Forderun en«an die Herzog-
thümer dienen, welche das preußische abinet zur Sicher-
stellung der Interessen Preußens und Deutschlands aufstellt.
Finde diese Darle ung der praktischenZielpunkte als ·Grund-
lage weiterer Verhandlungendie AnerkennungOestreichs, so

md nur -

sei Preuß«en»bereit,irgend einen Modus zu vereinbaren, um
zur Konstituirungder Herzo thümermit monarchischerGrund-
lage zu schreiten, wobei le iglich nach den Grundsätzendes
Rechts vorzugehensein würde. Bei einer Inangriffnahmeder dynastischenFrage würden dem Bunde gewisseRechteauf Holstein, nicht faberauf Schleswigzustehen. Die F or-
derungen Preußens seien: Territorialhoheit über
Rendsburg, Kiel, Eckernförde und Lyst, sowie über
die Ufergelände des.Nordostseekanals, ferner dag
Recht zur Aushebung von Matroseu, die Unbe-
schrankte Verfügung über die Truppen der Herzog-
thümer im Kriegsfalle und deren Stellung unter
Preußischen Oberbefehl im Frieden; die Verwal.
tung der Zölle, des Post- und Telegraphenwesens,
Vortheile beiBenutzung des Nordostseekanals und
Eintritt der Herzogthümer in den Zollverein.«
Man sieht, von der Annektion ist in dieser Depeschekeine
Rede, dafür fordert dieselbe aber alles das, was

von der liberalen Partei seit Jahren gefordert
erdz und zwar nicht nur in Bezug auf Schleswig-.Hol-stein, sondern auf alle deutschenStaaten. Natürlichwerden
die-bezahltenSchreiber der Regierung uns sehr bald be-
weisen wollen, daß das Ministerium dieses Programm «a
von Anfang an gehabt hat, nur schade, daß ihnen kein Men ch
im ganzen Lande glaubt. Ob aber das PreußischeKabinet
mit Energie auf die Erfüllungder mitgetheiltenForderungen
bestehen wird, das muß zweifelhaft erscheinen,denn der

PreußischeGesandte in Wien soll die Ueberreichungder
Depesche mit einer Erklärung begleitet haben, welche die
Wirkung des Schriftstückes anz vollständi aufhebt. Er at
hervorgehoben, daß das Berliner Kabinet a erdings im GroFen
und Ganzen die Einräumung und Sicherstellung der jetzt
übergebenenForderungenals die unerläßlicheVorbedingung
der KonstituirungSchleswig-Holsteinsbetrachte, daß es
aber leichwohl schon jetzt keinen Anstand genom-
men gabenwürde, in Berücksichtigung der in-
zwischen gepflogenen ver-traulichen Verhandlungen
ein elne Punkte Jener Forderungen anders zufaser,wenn es nicht vor allen Dingen den Wunschhätte
hegenmüssen,nicht durch eine theilweiseUmarbeitung die
Ueberreichungdes einmal ferti en Werkesauf's Neue zu ver-

zögern,und daß es deshalbsv»vrtseiner Bereitwilligkeit
Ausdruck leiht, hinsichtlich der gedachten Punkte
den abweichenden österreichischenAnschauungen
auch jetzt noch alle nach Lage der preußischenInter-
essen irgend thunliche Rechnung zu tragen. Das
heißtalso iu’s Deutsche übersetzt:die PreußischeRegierung
möchtezwar gern die in der DepescheallsgesprochenenFor-
derungen durchsetzen,wenn aber Oestektekch,der Mitbesitzer
in den Herzogthümern,nicht will, sv Wle man sich auch
mit weniger begnügen.

st ·ch IchWir sind anz über eu t, daß Oe ettel , We es ja ganz
andere Jntereffenhat ZilsgPreußen Und Deutschland,nicht
daran denkt, auf die preußischenForderunen einzugehen,« es

müßte denn sein, daß man ka dle Elnwi igung Oesterreichs
einen Preis zahlt, welcher sich,mktderEhrentekeöStaa-
tes nicht verträ t. Dieser ·Pkels,Ist in österreichlschenBlat-
tern schon ange eutet, es Ist die Abtretung dek»Graf·-
schaft Glatz. Wir brauchenwohl kaum daran lzmzuwel-
seu, daß sich in Preußen kein Ministerium finden wird, wel-

ches einen solchen Vertrag abschließt,keine Volksvertretuiig-
welcheihn genehmigt,und kein Monarckz,Welcherth Unter«

zeichnet. Das mögeman in Wien bei Stellung der Be-

dingungen nicht vergessen.

Druck und Verlag von Franz Duncker in Berlin· —- VerantwortlicherRedakteurund herausgeben Dr. G. Lewinstein in Berlin.


